Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 588 


Antrag 

der Abgeordneten Kuntsdier, Ehren, Dr. Lindrath 
und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes und des Feststellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. In § 12 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Ein Schaden gilt auch dann als in den 
Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie ent- 
standen, sofern es sich 

a) um eine Reichsmarkspareinlage (Satz 1 
Nr. 2 Buchst, c) oder eine andere 
Reichsmarkeinlage (Satz 1 Nr. 2 
Buchst, d) handelt und diese bei einer 
Niederlassung eines Geldinstitutes un- 
terhalten wurde, die ihren Sitz westlich 
der Oder-Neiße-Linie hatte, sofern die 
Gemeinde, in deren Bezirk die Nieder- 
lassung bestand, sich östlich und west- 
lich der Oder-Neiße-Linie erstreckte, 

b) um einen Anteilsverlust (Satz 1 Nr. 2 
Buchst, e) handelt und die Kapital- 
gesellschaft oder die Erwerbs- oder 
Wirtschaftsgenossenschaft ihre Betriebs- 
stätten und ihre tatsächliche Geschäfts- 
leitung im Gebiet östlich der Oder- 
Neiße-Linie hatte, die Gesellschaft oder 
Genossenschaft jedoch bei einem Re- 
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gistergericht, das in einer von Oder 
oder Neiße durchschnittenen Gemeinde 
westlich dieser Flüsse lag, oder beim 
Registergericht Berlin-Mitte eingetragen 
war.‘‘ 

2. In § 14 Abs. 1 werden elngefügt 

a) in Satz 1 erster Halbsatz nach der 
Klammer „(Gebietsstand vom 31. De- 
zember 1937)“ die Worte „oder in den 
1938 an das Deutsche Reich abgetre- 
tenen und eingegliederten Gebieten“; 

b) in Satz 1 zweiter Halbsatz nach den 
Worten „31. Dezember 1937“ die 
Worte „und die 1938 an das Deutsche 
Reich abgetretenen und eingegliederten 
Gebiete“; 

c) nach Satz 2 folgende Sätze 3 und 4: 

„In den nach dem 31. Dezember 1937 
an das Deutsche Reich abgetretenen und 
eingegliederten Gebieten werden Ost- 
schäden nur berücksichtigt, soweit das 
Vermögensgut bereits vor der Abtre- 
tung oder Eingliederung in das Deut- 
sche Reich im Eigentum des Geschädig- 
ten oder Erblassers stand. Durch Rechts- 
verordnung wird Näheres zur Durch- 
führung bestimmt.“ 

3. In § 252 wird folgender Absatz 3 ange- 

fügt: 



„(3) Der dem Geschädigten zustehende 
Anspruch auf den Auszahlungsbetrag ist 
ferner nach Maßgabe der vorhandenen 
Mittel ganz oder teilweise zu erfüllen, so- 
weit der Geschädigte Gegenstände, die für 
die wissenschaftliche Forschung erforderlich 
sind, wiederzubeschaffen beantragt." 

4. In § 267 Abs. 1 und in § 269 Abs. 2 wird 
folgender Satz angefügt: 

„Der Zuschlag für eine Pflegeperson wird 
auch neben dem Zuschlag für den Ehegat- 
ten gewährt, sofern der Ehegatte ebenfalls 
pflegebedürftig ist.“ 

5. § 323 Abs. 3 wird gestrichen. 

Die Absätze 4 und 5 werden Absätze 3 
und 4. 

Artikel 2 

Änderung des Fcststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. In § 3 Abs. 2 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Ein Schaden gilt auch dann als in den Ge- 
bieten östlich der Qder-Neiße-Linie ent- 
standen, sofern cs sich 

a) um eine Reichsmarkspareinlage (Satz 1 
Nr. 2 Buchst, c) oder eine andere 
Reichsmarkeinlage (Satz 1 Nr. 2 
Buchst, d) handelt und diese bei einer 
Niederlassung eines Geldinstitutes un- 
terhalten wurde, die ihren Sitz westlich 
der Oder-Neiße-Linie hatte, sofern die 
Gemeinde, in deren Bezirk die Nieder- 
lassung bestand, sich östlich und west- 
lich der Oder-Neiße-Linie erstreckte; 

b) um einen Anteilsverlust (Satz 1 Nr. 2 
Buchst, e) handelt und die Kapitalgesell- 
schaft oder die Erwerbs- oder Wirt- 
schaftsgenossenschaft ihre Betriebsstät- 
ten und ihre tatsächliche Geschäfts- 
leitung im Gebiet östlich der Oder- 
Neiße-Linie hatte, die Gesellschaft oder 
Genossenschaft jedoch bei einem Re- 
gistergericht, das in einer von Oder 
oder Neiße durchschnittenen Gemeinde 
westlich dieser Flüsse lag, oder beim 
Registergericht Berlin-Mitte eingetra- 
gen war.“ 


2. In § 5 Abs. 1 werden eingefügt 

a) in Satz 1 erster Halbsatz nach der 
Klammer „(Gebietsstand vom 31. De- 
zember 1937)“ die Worte „oder in den 
1938 an das Deutsche Reich abgetre- 
tenen und eingegliederten Gebieten“; 

b) in Satz 1 zweiter Halbsatz nach den 
Worten „31. Dezember 1937“ die 
Worte „und die 1938 an das Deutsche 
Reich abgetretenen und eingegliederten 
Gebiete.“ 

c) nach Satz 2 folgende Sätze 3 und 4: 

„In den nach dem 31. Dezember 1937 
an das Deutsche Reich abgetretenen 
und eingegliederten Gebieten werden 
Ostschäden nur berücksichtigt, soweit 
das Vermögensgut bereits vor der Ab- 
tretung oder Eingliederung in das 
Deutsche Reich im Eigentum des Ge- 
schädigten oder Erblassers stand. Durch 
Rechtsverordnung wird Näheres zur 
Durchführung bestimmt.“ 

3. In § 12 Abs. 1 Buchst, a wird folgender 
neuer Satz 2 eingefügt: 

„War seit der Erteilung des letzten Ein- 
heitswertbescheides eine wertmäßige Ver- 
änderung erfolgt, die nach den Bestimmun- 
gen des § 22 des Reichsbewertungsgesetzes 
in der Fassung vom 1. Dezember 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 961) eine Fortschrei- 
bung gerechtfertigt hätte, so ist der Ein- 
heitswert nachträglich fortzuschreiben.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

4. In § 13 Abs. 1 

a) wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 
„War seit der Erteilung des letzten Ein- 
heitswertbescheides eine wertmäßige 
Veränderung erfolgt, die nach den Be- 
stimmungen des § 22 des Reichsbewer- 
tungsgesetzes in der Fassung vom 
1. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 

S. 961) eine Fortschreibung gerechtfer- 
tigt hätte, so ist der Einheitswert nach- 
träglich fortzuschreiben.“ 

b) werden die bisherigen Sätze 2 und 3 
Sätze 3 und 4. 

A r t i k e 1 3 
Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 

Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
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tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auda im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in 
diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigung er- 
lassen v/erden, gelten im Lande Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Bonn, den 15. Juni 1954 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Ver- 
kündung mit Wirkung vom Inkrafttreten 
des Lastenausgleichsgesetzes (§ 375) in Kraft. 


Kuntscher 

Ehren 

Dr. Lindrath 
Frau Ackermann 
Fürst von Bismarck 
Frau Dr. Bleyler (Freiburg) 
Brookmann (Kiel) 

Dr. von Buchka 

Dr. Czaja 

Gedat 

Dr. Götz 

Dn Graf Henckel 

Dr. Hock 

Leukert 

Dr. Baron Manteuffel-Szoege 
Miller 

Dr. Moerchel 
Müller-Hermann 
Dr. Rinke 
Schütz 

Graf von Spreti 
Stingl 

Wacher (Hof) 
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